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BUNDESREPUBLIK:
Ausweitung des Osthandels -  Vision oder Realität?

Wenn n id it alle Zeichen trügen, 
ist die Bundesregierung ernst­

haft bemüht, das Schaltwerk im 
O sthandelsverkehr auf „gelbes 
Blinklicht“ zu drehen. An „grünes 
Licht“ ist im Handel mit den Ost­
blockländern noch nicht gedacht. 
Immerhin wird von Regierungsmit­
gliedern in jüngster Zeit auf politi­
schen V eranstaltungen; und inter­
nationalen Konferenzen immer w ie­
der verkündet, daß von der Bun­
desrepublik auf einen steigenden 
W arenaustausch nicht nur m it der 
Sowjetunion, sondern m it allen 
Ostblockstaaten W ert gelegt wird.

Es sind dies erfreulicherweise 
nicht nur Erklärungen. Konkrete 
Maßnahmen — wenngleich noch in 
beschränktem Umfange — wurden 
bereits getroffen oder sind in  Vor­
bereitung, die von der Absicht einer 
Intensivierung des Osthandels 
Zeugnis ablegen. Bei dieser neuen, 
handelspolitischen Leitlinie stimmt 
die Bundesrepublik erstmalig mit 
der W irtschaft überein, die schon 
lange für eine Belebung des Ost­
handels plädiert.

H a n d e ls t ordernde M a ß n a h m en  
d e r  B undesreg ierung

A n handfesten Bonner M aßnah­
men ist der am 7. März dieses Jah ­
res abgeschlossene neue Handels­
vertrag  mit Polen zu nennen. Er 
sieht nicht nur eine Erhöhung des 
Austauschvolumens vor. Als Novi­
tä t muß besonders difi Langfristig­
keit — Laufzeit drei Jah re  — her­
vorgehoben werden. Dies ist ein 
Entgegenkommen gegenüber einem 
von den Polen lange gehegten 
Wunsch, der ihrem Plandenken ent­
springt. Ein solch langfristiges Ab­
kommen gab es bisher nur mit der 
Sowjetunion.

Ein w eiteres Novum im Vertrag: 
In W arschau wird eine deutsche 
H andelsvertretung errichtet. Kein 
Konsulat — man hat auf die „Hall­
stein-Doktrin" Rücksicht genom­

men. Die V ertretung w ird die not­
wendigen Kontakte erleichtern kön­
nen. Sie w ird sich bem ühen müssen, 
den schwerfälligen Mechanismus 
der staatlichen Außenhandelskon­
tore des polnischen Handelspartners 
aufzulockern. Sie kann durch eine 
systematische und intensive Beob­
achtung an Ort und Stelle dazu bei­
tragen, bessere Absatzmöglichkei­
ten zu schaffen. Die Gründung einer 
ständigen deutschen V ertretung war 
ein guter Einfall — wirtschaftlich 
und politisch.

Die Bundesregierung verhandelt 
zur Zeit auch m it Ungarn über die 
Errichtung einer solchen V ertre­
tung. Das W arschauer Modell soll 
noch für weitere Ostblockländer als 
Prototyp dienen. Die Erneuerung 
des Ende dieses Jahres auslaufen­
den H andelsvertrages m it der 
Sowjetunion steht vor der Tür. Es 
ist zu erwarten, daß auch hier eine 
Ausweitung des Handelsvolumens 
ins Auge gefaßt w orden ist. Die 
kürzlicfae M oskauer Mission von 
Berthold Beitz — dem schon fast 
legendären V erm ittler zum Osten — 
wird un ter den gegebenen Umstän­
den als eine Sondierungsfahrt nicht 
nur für die Firma Krupp zu w erten 
sein.

Im  S o g  d er  B em ü h u n g en  
w estlicher K o n ku rren z

Welches sind die Gründe der 
Bundesregierung für ihre neuer­
liche nach O sten gerichtete politi­
sche Aktivität? Bundesminister 
Krone faßte es kürzlich in  einem 
Satz zusammen: „ . . .  um ihnen (den 
Ostblockländern) zu helfen, durch 
wachsenden W ohlstand friedlicher 
zu w erden.“

Man kann von solchen politisch­
philosophischen Redensarten ab- 
sehen. Die Beweggründe liegen 
prim är im wirtschaftlichen Bereich. 
Das verlangsam te Wachstum des 
deutschen Außenhandels zwingt 
dazu, nach jeder Möglichkeit Aus­

schau zu halten, wie dieser uner­
wünschten Entwicklung begegnet 
werden kann. Der Konkurrenzdruck 
auf den W eltm ärkten wird immer 
schärfer. Gravierend w irken noch 
die verstärkten  Bemühungen der 
westlichen Konkurrenten im öst­
lichen Wirtschaftsraum.

Besonders augenfällig ist die 
starke Kontaktwelle zwischen Groß­
britannien und dem Ostblock in die­
sem Frühjahr. Sicherlich sind die 
A nstrengungen Großbritanniens 
nicht zuletzt auch als eine Reaktion 
auf die in Brüssel zugeschlagene 
Tür zu werten. Mit Polen wurde 
kürzlich ein Fünfjahresvertrag un­
terzeichnet. Großbritannien ist der 
wichtigste westliche Abnehmer pol­
nischer Agrarerzeugnisse. Mit der 
Sowjetunion wird über die Liefe­
rung einer großen Raffinerie ver­
handelt. Man unterhielt sich mit 
Moskau über langfristige Kredite, 
über Erdöllieferungen und über die 
Erneuerung des FünfjahresVertra­
ges, der ira kommenden Frühjahr 
ausläuft.

Auf allen internationalen Han­
dels- und Industriem essen jenseits 
des Eisernen Vorhangs ist in letz­
ter Zeit eine immense Verstärkung 
der W erbemaßnahmen der west­
lichen Konkurrenz zu beobachten.

A b b a u  bundesdeutscher 
H em m n isse . . .

Eine sensationelle Ausdehnung 
des deutschen Osthandels ist nicht 
zu erwarten. Zu viele Hemmnisse 
— hüben wie drüben — stehen noch 
einer echten Expansion im Wege.

Auf deutscher Seite bestehen Hin­
dernisse in  Gestalt der Embargo­
liste und in der restriktiven Behand­
lung der Zahlungsziele, die gemäß 
den Bestimmungen der Außenwirt­
schaftsverordnung einer Genehmi­
gungspflicht unterworfen sind. Die 
H andelsverträge sind auf deutsches 
Verlangen hin zumeist kurzfristig. 
Die Industrie — beispielsweise — 
kann aber im östlichen Exportge­
schäft nur dann erfolgreich arbei­
ten, w enn es Regelungen gibt, auf
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die sie sid i langfristig einstellen 
kann. Dazu gehören vor allem lang­
fristige V erträge und Kreditie- 
rungsm öglidikeiten. Umständliche 
Ausscfareibungspraxis, Fehlen der 
„Hermes"-Deckung und Engherzig­
keit bei der Erteilung von Einreise­
genehm igungen für östliche Ge­
schäftspartner gehören zu den w ei­
teren Faktoren, die nicht geeignet 
sind, e inen Aufschwung im O stge­
schäft zu fördern.

Gewiß, der Bundesrepublik sind 
durdi internationale Verpflichtun­
gen Beschränkungen auferlegt. 
Durch den EW G-Vertrag — und 
je tzt besonders durch die gemein­
same A grarpolitik — haben sich 
Schranken aufgetürmt. Audi für die 
Längerfristigkeit des Polenvertra­
ges m ußte erst eine Genehmigung 
des Rates eingeholt werden. Die 
NATO-Zugehörigkeit hatte  die Röh- 
renembargo-Kalam ität verursacht. 
Vielleicht sollte sich aber der deut­
sche „Mustersciiüler" — Im Inter­
esse einer Forcierung des Osthan­
dels — m ehr an das Beispiel seiner 
westlichen „Klassenkameraden" 
halten.

. . .  u n d  östlicher B arrieren  
erfo rderlich !

Barrieren stehen natürlich auch 
auf der östlichen Seite. Der dem 
System imm anente Hang zur A utar­
kie, die langfristigen Pläne, die 
b ilateralen H andelsverträge, das 
Fehlen der Liberalisierung, die V er­
pflichtungen im COMECON, die 
akute Devisenknappheit — das 
alles sind Tatbestände, die eine Ex­
pansion des Außenhandels in  bei­
den Richtungen sehr erschweren.

Immerhin ha t Chruschtsdiow erst 
kürzlich w ieder (am 2, Juli 1963 in 
Berlin) das Interesse am Handel 
mit der Bundesrepublik bekundet. 
Er sprach von „gewaltigen poten­
tiellen Möglichkeiten" in diesem 
Bereich. Vielleicht hat bei ihm der 
schwelende Konflikt mit China ge­
wisse A versionen gegen eine zu 
große wirtschaftliche Isolierung 
vom W esten ausgelöst. Die Bundes­
regierung sollte jedenfalls ihre 
Chancen nutzen.

F ü r  w irticha ftliche  u n d  
po litisch e  A n n ä h eru n g  

Im O sthandel sind, solange der 
S taat den Warenaustausch mit dem 
Osten bejaht, alle geeigneten Maß­

nahmen zu begrüßen, die dazu bei­
tragen können, die wirtschaftlidien 
Beziehungen zwischen Ost und 
W est zu intensivieren und die sich 
bietenden geschäftlichen Möglich­
keiten auszuschöpfen.

Künstlidie Hemmnisse sind nicht 
vereinbar m it visionären Vorstel­
lungen über die Ausweitung des 
Handelsvolumens. Eine solche 
Vision kann leicht zum Trugbild 
werden. Es sollte daher — aus w irt­
schaftlichen wie politischen Grün­
den — alles unternommen werden, 
um  einer editen  Expansion des 
deutschen Osthandels zur Realität 
zu verhelfen. (fw)

GROSSBRITANNIEN:
Osthandel im Bann traditioneller Handelsströme?

O steu ropa w ar für England nie ein 
so wichtiger Handelspartner wie 
für Deutsdiland, und auch heute 
liefern britische Fabrikanten w eni­
ger Industriew aren in die Sowjet­
union als die westdeutschen Indu­
striellen.

In der Einfuhr von Maschinen 
und Industrieausrüstungen in die 
Sowjetunion erschien Großbritan­
nien im Jah re  1960 an achter Stelle 
— hinter den vier Satellitenstaaten, 
die eine nennenswerte Produktions­
mittelerzeugung besitzen, und der 
Bundesrepublik, Finnland und 
Frankreich.

Von Zeit zu Zeit bemühen sich 
einige interessierte W irtschafts­
kreise, den „roten Handel" anzu­
kurbeln, aber erst in den letzten 
Jahren  haben sich amtliche Stellen

und w eitere Industriekreise ange­
sichts des langsam en Wachstums 
im Handel mit dem Commonwealth 
und der Gefahr zunehmender Dis- 

'krim inierung gegen britische W aren 
auf dem Gemeinsamen M arkt stär­
ker für eine Expansion des W aren­
absatzes in  O steuropa interessiert. 
Im Mai besuchte eine Delegation 
führender Geschäftsleute im Auf­
träge der Handelskammern von 
London und Birmingham die UdSSR, 
um die Möglichkeiten einer Han­
delsausweitung an Ort und Stelle 
zu prüfen.

Vom  D reiecksgeschäft . . .
So unbedeutend audi die Sowjet­

union als Abnehmer britischer In­
dustrieerzeugnisse ist, so w aren 
doch russische Käufe von Rohstof­
fen aus dem Commonwealth in der

ernsprechen 
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Vergangenheit nicht gleichermaßen 
geringfügig. Die Sowjets importie­
ren Kautschuk aus dem Malaiischen 
Bund, Kakao aus Ghana, Kupfer aus 
Rhodesien, W olle aus Australien 
usw. Sie finden dort aber keinen 
Absatz für ihre Überschußerzeug­
nisse. Die russische Handelsbilanz 
für diese Staaten ist daher stark 
passiv, die für England dagegen 
stark  aktiv. W enn die Sowjets ihre 
Einfuhr aus Übersee-Sterlinglän- 
dem  durch einen Exportsaldo in 
Großbritannien zu finanzieren trach­
ten (und britische Fabrikanten dann 
Industriew aren in das Common­
w ealth liefern), so paßt das durch­
aus in das Dreiecksschema des bri­
tischen Handels mit dem Common­
w ealth einerseits und europäischen 
Ländern andererseits.

Es fehlt den Russen aber an ge­
eigneten W aren für den englischen 
Markt, eine Tatsache, die sie fak­
tisch dadurch anerkennen, daß sie 
einen großen Teil ihrer Rohstoff­
bezüge aus dem Sterlingbereich, 
unter denen die W iederausfuhr von 
W elthandelsw aren aus England 
nicht ohne Bedeutung ist, in Gold 
bezahlen. Sie argum entieren nun, 
daß sie britischen Fabrikanten mehr 
Industriewaren, insbesondere Kapi­
talgüter, nur abkaufen können, 
wenn England der Sowjetunion 
noch mehr Rohstoffe — vor allem 
Erdöl und Holzprodukte — sowie 
auch Maschinen und Konsumwaren 
abnimmt.

Es w ar ein wesentlicher Zweck 
des Besuchs, der in England als die 
wichtigste Handelsmission seit der 
O ktoberrevolution bezeichnet w ur­
de, die Möglichkeiten für eine Aus­
weitung der Sowjetausfuhr nach 
Großbritannien zu prüfen. Die Rus­
sen ihrerseits versprachen, den ge­
samten Erlös zusätzlicher Verkäufe 
nach England für Einkäufe in Groß­
britannien zu verwenden.

. . .  2ur G egenseitigkeit?

Das entspricht der sowjetischen 
Politik, die in  letzter Zeit eine Aus­
dehnung der W irtschaftsbeziehun­
gen mit Großbritannien zu begün­
stigen scheint, und zwar zum Teil 
wohl aus politischen M otiven — die 
Episode des Röhrenembargos zeig­
te, w ie leicht M ißverständnisse zwi­
schen den westlichen A lliierten

provoziert und ausgenutzt werden 
können —, hauptsächlich aber aus 
wirtschaftlichen Gründen: Die
Sowjetwirtschaft ist nicht imstande, 
den Maschinen- und Anlagenbedarf 
für den projektierten rapiden Auf­
bau der Industrie allein zu decken, 
und bedarf zusätzlicher Lieferungen 
aus dem Ausland, insbesondere für 
die chemische Industrie und, wenn 
Chruschtschow seine Versprechun­
gen an die russische Bevölkerung 
erfüllen will, auch für die Lebens­
m ittelverarbeitung und Verbrauchs­
güterwirtschaft.

Auf dem letztgenannten Gebiet 
hat die Sowjetwirtschaft noch be­
sonders viel aufzuholen und zu ler­
nen. Hier und in  der Herstellung 
chemischer A pparaturen sind b riti­
sche Maschinenbauer auch beson­
ders leistungsfähig, und die Gewäh­
rung der erforderlichen längerfristi­
gen Kredite durch die britischen 
Behörden oder mit ihrer Hilfe sollte 
im gegenwärtigen W irtschaftsklima 
in England ebenfalls verhältnis­
mäßig leicht sein.

R ee lle  C hancen tro ts  H and icaps

Es fehlt also nicht an guten Grün­
den, warum die Russen mehr M a­
schinen und kom plette Anlagen in 
England kaufen wollen. Die Preise 
und Lieferfristen britischer H erstel­
lerfirmen scheinen ihnen zuzusagen, 
wie auch die englischen Lieferan­
ten im allgem einen sowjetische 
Aufträge nicht m ehr mit Argwohn 
betrachten, w eil sie technische Ge­
heimnisse und .know-how" ihrer 
heimischen Klienten preisgeben 
müssen und weil sie mit den Prei­
sen und Zahlungszielen zufrieden 
sind.

Die Hauptschwierigkeit liegt noch 
immer darin, daß die Russen nur in 
solchen W aren zahlen können, die 
England lieber von seinen traditio­
nellen Lieferanten in Skandinavien 
(Holz und Zellstoff), im Nahen 
O sten (Erdöl) und im Com­
monwealth (landwirtschaftliche Pro­
dukte) beziehen möchte. Die 
Sowjets ihrerseits beklagen sich, 
daß sie durch die Zölle der Frei­
handelszone benachteiligt werden, 
ähnlich wie englische Firmen, die 
in der Europäischen W irtschaftsge­
meinschaft unter einem Zollhandi­
cap leiden.

Schwerer fällt aber die Tatsache 
ins Gewicht, daß die Sowjets keine 
Erfahrung in der Belieferung des 
englischen M arktes besitzen — 
einige wenige Rohstoffe ausgenom­
men — und auch beim Absatz von 
zeitweiligen Überschüssen an sol­
chen W aren wie Zinn und Blei so 
ungeschickt vorgingen, daß sie un­
nötige Störungen verursachten.

G em einsam e W ünsche  — aber 
auch  un terschiedliche Interessen!

Diese Schwierigkeit ließe sich 
vielleicht aus dem W ege räumen, 
wenn der englisch-russische Han­
delsverkehr stetiger verliefe. Die 
Sowjets sind je tzt bereit, Abkom­
men auf fünf Jahre  abzuschließen. 
Dreijahresabkommen laufen mit den 
meisten anderen kommunistischen 
Ländern, und diese zeigen ebenfalls 
starkes Interesse an einer Auswei­
tung ihres Handels mit England.

Polen und die Tschechoslowakei 
scheinen noch am ehesten imstande 
zu sein, geeignete W aren für den 
englischen M arkt zu W eltmarkt­
preisen zu liefern. Die polnische 
Ausfuhr nach England besteht 
hauptsächlich aus Lebensmitteln; 
die Tschechoslowakei will mehr 
Glas, Porzellan, Möbel und Musik­
instrumente verkaufen. Es mag so­
gar möglich sein, über diese Län­
der einen Lieferausgleich für die 
vom Sowjetblock gewünschte Stei­
gerung britischer Industrielieferun­
gen zu finden, w enn der kommuni­
stische Rat für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe entsprechende interne 
Abmachungen treffen kann.

Der britische Handel mit den 
Satelliten vollzieht sich zur Zeit auf 
streng bilateraler Grundlage, und 
bisher deutet nichts darauf hin, daß 
die osteuropäischen Staaten, so 
gern sie auch aus den verschieden­
sten Gründen ihre Handelsbeziej. 
hungen mit W esteuropa und Groß­
britannien im besonderen intensi­
vieren möchten, die Rolle der tradi­
tionellen H andelspartner Englands 
wirkungsvoller übernehmen kön­
nen. So wünschenswert eine Entfal­
tung des britisch-sowjetischen Han­
delsverkehrs auch im Interesse 
einer politischen Entspannung sein 
mag, sind ihr doch wirtschaftlidi 
enge Grenzen gezogen. (A.)
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ITALIEN; Um Ausweitung des Osthandels bem üht

I n  Italien  steht die Diskussion über 
Zweckmäßigkeit und V orteile des 
Osthandels wesentlich weniger im 
Rampenlicht der öffentlichen Mei­
nung als in der Bundesrepublik 
Deutschland, auch wenn dem W a­
renaustausch m it dem Ostblock im 
Rahmen des gesamten italienischen 
A ußenhandels ein nicht unerheb­
liches Gewicht zukommt.

Ein wesentlicher Grund zu einer 
gelasseneren Betrachtungsweise 
dürfte einmal darin liegen, daß die 
Entfernung M oskaus von Bonn doch 
beträchtlich geringer ist als die von 
Rom. Ferner grenzt die Bundesrepu­
blik an die Ostzone, also unm ittel­
bar an einen Satellitenstaat. Es 
ließe sich allerdings einwenden, daß 
Italien Jugoslaw ien zum Nachbarn 
hat, das gleichfalls zum Kreis der 
kommunistischen Länder gerechnet 
w erden muß. Immerhin gehört es 
aber politisch nur bedingt dazu und 
bedeutet für Italien eher eine Ab­
sicherung als einen Grund zur Sorge. 
Die Beurteilung der W irtschaftsbe­
ziehungen zum O sten erfolgt also 
in  Rom weniger nach politischen 
Gesichtspunkten, als dies in ande­
ren „empfindlicheren" Ländern der 
Fall ist.

E nge H a n d elsb ezieh u n g en  . , .

Der W arenverkehr m it den O st­
blockstaaten w eist ein  nicht uner­
hebliches Defizit für Italien auf: 
Betrug das Außenhandelsdefizit 
Italiens im Handel mit den kommu­
nistischen S taaten (UdSSR, Ungarn, 
Rumänien, Polen, Tschechoslowa­
kei, Bulgarien, Sowjetzone, Jugo­
slawien, A lbanien und Chinesische 
VR) 1961 noch 5,3 Mrd. Lire, so 
war es 1962 schon auf 47,5 Mrd. 
Lire angewachsen. Die gesam ten 
Einfuhren aus diesen Ländern be­
liefen sich 1961 auf 246,4 Mrd. Lire

bei einem Gesamtvolumen der ita ­
lienischen Einfuhren von 3 264,5 
Mrd. Lirej für 1962 lauten die Daten
276.3 Mrd. Lire bzw. 3 785,2 Mrd. 
Lire. Der Prozentanteil der Einfuh­
ren aus dem Osthandel an der Ge­
samteinfuhr Italiens ging in dem 
genannten Zeitraum von 7,5 ”/» auf
7.3 ®/o zurück; der Ausfuhrrückgang 
w ar jedoch wesentlich stärker: von
9,2 Vo 1961 (bei einer Ausfuhr von
241,1 Mrd. Lire in die kommunisti­
schen Länder und einem Gesamtex­
port Italiens von 2614,3 Mrd. Lire) 
auf 7,8 “/o 1962 (228,8 Mrd. Lire bzw. 
2916,3Mrd. Lire). Der absolut größte 
A nteil im Osthandel Italiens en t­
fällt auf die UdSSR, dann folgen 
Jugoslawien, Rumänien, Polen, die 
Tschechoslowakei, Ungarn, Bulga­
rien, die Chinesisdie Volksrepu­
blik, die Sowjetzone und schließ­
lich Albanien mit dem w eitaus ge­
ringsten Anteil.

Die U rsadie ist wohl hauptsäch­
lich in der italienischen W irtschafts­
struktur und -entwicklung zu 
suchen. Italien verfügt bekanntlich 
nur über spärliche natürliche Roh­
stoffquellen; zum anderen ha t der 
steigende Lebensstandard als Folge 
der konjunkturellen Aufschwünge 
der letzten Jahre  zu einer erhöhten 
Nachfrage nach solchen Lebensmit­
teln  w ie Fleisch und Eier geführt, 
die die heimische Landwirtsdiaft 
nicht m ehr selbst zu dedien im­
stande ist. Als Bezugsländer boten 
sich die Staaten hinter dem „Eiser­
nen Vorhang" an. Das Schwerge­
wicht der italienischen Einfuhren 
aus Polen liegt beispielsweise bei 
Steinkohle und Eiern, bei Einfuh­
ren aus der Tschedioslowakei auf 
dem Holz- und Glassektor, aus 
Ungarn auf dem Rindfleischsektor, 
aus Rumänien bei Mais und Holz 
und aus Bulgarien bei Eiern. Die

Importe aus Jugoslawien bestehen 
zum größten Teil aus Holz und 
Fleisch.

Die letztjährige Liberalisierung 
der Fleischeinfuhr, die ein A nstei­
gen der inländischen Preise verhin­
dern sollte, hat sich gerade im ita- 
lienisch-jugoslawischen Handel in 
einer erheblichen Zunahme der 
italienischen Fleischimporte ausge­
wirkt: an die Stelle des italieni­
schen Aktivsaldos der Handels­
bilanz m it Jugoslaw ien ist damit 
nunmehr ein Defizit getreten. Einen 
wesentlidien Posten im W arenaus­
tausch mit der Sowjetunion stellt 
die Einfuhr von sowjetischem Roh­
öl dar. Sie betrug 1961 5,4 Mill. t 
und 1962 6 Mill. t.

. . .  p o litisch  erw ünscht, 
w irtscha ftlich  no tw en d ig

Auf italienischer Seite ist man an 
einer Ausweitung des Osthandels 
aus zwei Gründen besonders in ter­
essiert. Einmal ist man der Ansicht, 
der Handel sei ein geeignetes In­
strum ent zur Dämpfung der inter­
nationalen Spannungen. Zum ande­
ren ist man im Hinblidc auf das 
beängstigende Anwachsen des Pas­
sivsaldos im gesamten italienischen 
Außenhandel und auf die seit neue­
ster Zeit eingetretene Passivierung 
der Zahlungsbilanz an jeder zusätz­
lichen Absatzm öglichkeit' in ter­
essiert. Man ist sich aber bewußt, 
daß eine der wesentlichen V oraus­
setzungen für die Förderung der 
Absatzchancen auf Grund des Prin­
zips der Gegenseitigkeit in einer 
Steigerung der Importe besteht.

In diesem Lichte werden die Roh­
öleinfuhren aus der UdSSR, zu 
denen Enrico Mattel, der zu Leb­
zeiten unternehmungslustige, jetzt 
verstorbene Präsident des ENI 
den Anstoß gab, bewertet. Die Ein­
fuhren setzten im Anschluß an die

VEREINSBANK IN HAMBURG
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Suezkrise ein, als das ö l  aus M ittel­
ost von einem Tag auf den anderen 
nicht mehr geliefert wurde. Das Ge­
schäft mit sowjetischen! Rohöl er­
laubte es Italien, sich mit billigem 
Energierohstoff einzudecken, und 
brachte gleichzeitig seinen Handel 
mit der UdSSR in Gang. M attei 
w irkte damals sozusagen als „Kata­
lysator“. Er trug  damit zu einer 
Ausweitung des italienischen Ex­
portm arktes bei.

W er Italien vorwirft, es habe sich 
zu sehr vorgewagt, bedenkt nicht, 
daß diese Importe den beträcht­
lichen italienischen Rohölbedarf nur 
in beschränktem Maße decken. Man 
hat sich grundsätzlich auch an die 
Absprachen innerhalb der EWG ge­
halten, wonach die Rohöleinfuhren 
aus der UdSSR nicht mehr als 
etwa 15 Vo des Inlandsverbrauches 
betragen sollten.

Tatsache ist, daß Italien auf diese 
W eise in  erheblichem Umfang seine 
Ausfuhr vor allem an Investitions­
gütern steigern konnte: So expor­
tiert es in den Ostblock u. a. Maschi­
nen und Stahl, aber auch syntheti­
sche Fasern und Stoffe sowie Süd­
früchte.

U nkom plizierte  H a ltu n g . . .
Im Ölbezugsabkommen w ar von 

italienischer Seite die Lieferung von 
chemischen Anlagen und Ölleitungs­
rohren (aus dem Produktionspro­
gramm der Finsidergruppe, zum lRI- 
Konzern gehörig) vorgesehen. Die 
Embargofrage ist in diesem Zusam­
menhang jedoch nie angeschnitten 
worden. Die Diskussion in  der Bun­
desrepublik \mi das Röhrenembargo 
hat in  Italien nur ein schwaches 
Echo ausgelöst. Von einer Stellung­
nahm e sieht man ab — es lasse sich 
kein Urteil abgeben, jedes Land 
müsse seine Entscheidungen nach 
eigenem Ermessen und Gutdünken 
treffen. Von offizieller italienischer 
Seite wird allerdings betont, daß 
Italien sich stets um Einhaltung 
aller von ihm im „Cocom" über­
nommenen Embargo-Verpflichtun- 
gen bemüht habe.

Daß der Handel mit den Ostblock­
ländern auch weiterhin auf dem bi­
lateralen W ege und auf Kontin­
gentsbasis erfolgt, wird von italie­
nischer Seite nicht als übermäßig

störend empfunden. Die Zentral­
banken der Ostblockländer werden 
ihrerseits wohl auch nicht traurig 
über die A ktivsalden gegenüber 
Italien sein, da sie dank der Kon­
vertib ilitä t der Lira zur Deckung 
von W arenbezügen in  anderen 
Ländern eingesetzt werden können.

. . .  auch d e r  U nternehm en  
im  O stgeschäft

W as die einzelnen O sthandels­
geschäfte betrifft, wird darauf W ert 
gelegt, daß die Zahlungsziele 
grundsätzlich fünf Jahre nicht über­
schreiten. Die betreffenden Firmen 
sind auch davor gew arnt worden, 
sich übermäßig im Osthandel zu 
engagieren, da er auf Grund der 
staatlich gelenkten Außenwirtschaft 
von einem Tag zum anderen unter­
bunden werden könne.

In den italienischen Wirtschafts­
kreisen ist man allerdings der An­
sicht, diese Gefahr solle nicht über­
schätzt werden: führe doch jeder 
Güteraustausch nicht nur zu einem 
persönlichen Verhältnis zwischen 
Käufer und. Verkäufer, sondern 
häufig auch zu Zusatzlieferungen.

Diese Einstellung bestätigt die 
Unabhängigkeit im Denken der ita­
lienischen Unternehmer, die ohne 
viel Rücksicht auf politische Über­
legungen — „die nur zu Verzöge­
rungen führen" — sich dort einset­
zen, wo sie einen wirtschaftlichen 
Vorteil erspähen. Die Ausweitung 
des italienischen Osthandels ist zu 
einem wesentlichen Teil der unter­
nehmerischen Initiative zu ver­
danken. (G. F.-H.)

GRIECHENLAND: Osthandel ökonom isdi gesehen

S eit jeher steht der Ost-W est-Han­
del im Schatten der großen Politik. 
Dementsprechend gibt es auch in 
Griechenland verschiedene Beurtei­
lungsweisen. Jedoch kann schlecht­
hin gesagt werden, daß dabei in 
der Regel sachliche Überlegungen 
gegenüber Ideologie und Ressenti­
ment überwiegen.

So steht man dem Ost-W est-Han­
del im großen und ganzen positiv 
gegenüber, weil man einerseits 
glaubt, daß der Status quo des „kal­
ten Friedens" dadurch erhalten 
bleiben könne, und andererseits 
vor allem, weil die W irtschaft Grie­
chenlands den Ost-W est-Handel 
nicht als etwas Verdammungswür­
diges abschreiben kann.

Chronisch d e fiz itä re  H a n d e lsb ila n z

Denn im Zuge des steigenden 
Sozialprodukts infolge erhöhter In­
vestitionen in den letzten zehn Jah­
ren ist die Einfuhr Griechenlands 
sehr schnell gestiegen, während die 
Ausfuhr wegen der geringen Auf­
nahm efähigkeit der traditionellen 
Absatzmärkte für griechische Güter 
und wegen der ungünstigen terms 
of trade für das labile griechische 
Angebot nur geringfügig zugenom­
men hat.

Zwischen den Jahren  1953 und 
1960 erhöhte sich das Handelsdefi­
zit Griechenlands von 114,0 Mill. 
auf 311,8 MilL | .  Der negative 
Saldo der griechischen Handels­
bilanz belief sich 1961 auf 326,9 
Mill. $ und erreichte im vergange­
nen Jahr 365,5 Mill. $.

A u sfu h r fö rd e ru n g  unerläß liche  
E ntto ick lungsbed ingung

Angesichts dieser chronischen 
Passivität der Handelsbilanz mußte 
die W irtschaftspolitik des Landes 
im allgemeinen und die Handels­
politik insbesondere darauf abge­
stimmt werden, das krasse Mißver­
hältnis der Außenhandelspositio­
nen einer Korrektur zu unterziehen, 
um dem Inflationsdruck und der Be­
lastung der Devisenreserven Ein­
halt zu gebieten.

Alle bisherigen Regierungen 
haben daher die Ausfuhrförderung 
als conditio sine qua non für die 
wirtschaftliche Entwicklung Grie­
chenlands betrachtet.

Der seit den ersten  Nachkriegs­
jahren anhaltenden geringen Be­
reitschaft der westeuropäischen 
Märkte, griechische Erzeugnisse 
aufzunehmen, konnte Griechenland 
nicht anders entgegenwirken, als
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die A usfuhr in die Ostblockländer 
un ter allen Umständen zu forcieren.

Dafür, daß sich die Stellung Grie­
chenlands zum Ost-W est-Handel 
ausschließlich von ökonomischen 
Kriterien hat leiten lassen, zeugen 
indessen die Maßnahmen, die von 
einer ausgesprochen westlich orien­
tierten  Regierung — unter M inister­
präsident Karamanlis — ergriffen 
w orden sind, wie z. B. der M inister­
ratsbeschluß vom Januar 1958 so­
wie die Verordnung des Außenhan­
delsrates des Handelsministeriums 
im A pril 1959, wodurch das griechi­
sche Interesse am Osthandel sehr 
deutlich bekundet wurde.

P a rte ien  w eitgehend  n eu tra l

Nun findet man aber manche 
politische Kreise in Griechenland, 
die vor einer „Bigamie" des grie­
chischen Handels mit Ost und W est 
w arnen und eine eindeutige O rien­
tierung in Richtung auf den W esten 
verlangen. Dies ist aber nicht die 
herrschende Meinung. Die politi­
schen Parteien Griechenlands, wie 
z. B. die ERB („Nationale Radikale 
Union“) des am 11. 6. 1963 zurück­
getretenen M inisterpräsidenten Ka­
ram anlis und die stärkste Opposi­
tionspartei, die „Union des Zen­
trums" unter dem ehemaligen Mini­
sterpräsidenten Papandreou, sowie 
die „Partei der Progressiven", stim­
men darin überein, daß die auswär­
tigen Handelsbeziehungen Grie­
chenlands von außenpolitischem 
Ballast befreit sein sollten. Gewiß 
w ird hierbei die Problematik des 
O sthandels nicht übersehen, und in

dieser Hinsicht werden M aßnah­
men empfohlen, die den Osthandel 
mancher politisch-taktischen Prak­
tiken berauben könnten.

Die „Union der demokratischen 
Linken“ (EDA), in der zum größten 
Teil die verbotene Komunistische 
Partei Griechenlands repräsentiert 
wird, tritt demgegenüber für einen 
einseitigen und keiner Beschrän­
kung unterliegenden Ausbau des 
griechischen Außenhandels mit „den 
östlichen Nachbarn" ein.

E xpandierender O sthandel — 
rezessiver W esthandel

In den letzten zwei Jahren  hat 
der Außenhandel Griechenlands 
mit den kommunistisdien Ländern 
(Bulgarien, Sowjetzone, UdSSR, 
Ungarn, Polen, Rumänien, Tschecho­
slowakei und der Chinesischen 
VR) folgendermaßen ausgesehen: 
1961 belief sich die Einfuhr aus die­
sen Ländern auf 60,13 Mill. $. Im 
Jahre 1962 stieg sie auf 61,10 Mill. 
Die Ausfuhr in den gleichen Jah ­
ren zeigte folgendes Bild: 1961 =  
52,18 MilL $, 1962 =  53,61 MiU. $.

Der dominierende Teil in den 
griechischen Ausfuhrkategorien in 
die oben genanaten Länder bestand 
aus Agrarerzeugnissen (Tabak, 
Baumwolle, Rosinen und frischen 
Früchten). Die Einfuhr Griechen­
lands aus diesen Staaten verteilte 
sich auf folgendes W arensortiment; 
Land- und forstwirtschaftliche Er­
zeugnisse, industrielle Rohstoffe 
und Investitionsgüter. Betrachtet 
man ferner die regionale Struktur 
des griethisdien Außenhandels in

dem gleichen Zeitraum, so stellt 
man fest, daß der Ostblock die 
vierte Stelle unter den wichtigsten 
Handelspartnern Griechenlands — 
hinter der EWG, Nordamerika (USA 
und Kanada) und dem Sterlingge­
biet — eingenommen hat.

Die Ausweitung des östlichen A n­
teils an der griechischen Ausfuhr 
ist durch eine sukzessive Abnahme 
des westeuropäischen Anteils er­
möglicht worden. Dazu haben neben 
der Nichtaufnahmebereitschaft der 
westeuropäischen M ärkte für grie­
chische Exportgüter auch die ver­
lockenden Preisangebote, die gün­
stigen Zahlungsbedingungen, die 
V ertretung durch hervorragende 
Fachleute und Kenner des Landes 
und eine intensive W erbung seitens 
des Ostblocks eine Rolle gespielt. 
So bezogen die genannten kommu­
nistischen Länder im Jahre 1962 
26 “/o der gesamten griechischen 
Ausfuhr gegenüber 10 "/o im Jahre 
1956. Der Anteil beim Import be­
trug in den entsprechenden Zeit­
räumen 8,9 ®/o und 4,6 "/o.

Im  E xportw ettbew erb m it  
eigenen  W aren

Der auf Clearing oder Kompen­
sationsbasis beruhende Handels­
verkehr des Ostens wird nicht im­
mer durdi konforme handelspoliti­
sche Maßnahmen realisiert. Be­
trachten wir nun den griechischen 
Handel mit den Ostblockstaaten, 
dann stellen wir fest, daß sich der 
Osthandel ganz offensichtlich sehr 
oft wettbewerbsfremder M anipula­
tionen bedient hat.

Sie können 
besser 

disponieren..

%

...wenn S ie  die Internationale Frank­
furter Herbstm esse besuchen. D a s  
gilt besonders für Ihre mittel- und 
kurzfristigen Dispositionen zum be­
vorstehenden Wintergeschäft.

Messeausweise im Vorverkauf:
Kaufen Sie Ihren Messeausweis vorher, Sie 
sparen Geld I Vorverkauf bei allen Industrie- 
und Handelskammern. Handwerkskammern 
sowie Groß-, Einzelhandels- und Handels­
vertreterverbänden.

INTERNATIONALE FRANKFURTER MESSE 25.-29. August 1963
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Folgendes Beispiel mag dies illu­
strieren: Um freie Devisen erhalten 
zu können, kaufte 1961 der Osten 
die wichtigsten griechischen Aus­
fuhrgüter wie Tabak, Korinthen, 
Feigen und insbesondere Baum­
wolle zu überhöhten Preisen, um 
sie zur Beschaffung von Devi­
sen in  H artwährungsgebiete zu re- 
exportieren. Ünd es w ar dabei für 
den deutschen Importeur günstiger, 
griechische Baumwolle aus der 
Sowjetunion als direkt aus Grie­
chenland zu beziehen. Griechen­
land stand damit auf den westlichen 
M ärkten im W ettbew erb mit seinen 
eigenen W aren, und zwar zu Bedin­
gungen, gegen die es nicht hat an­
kommen können. Nach Schätzungen 
der Frankfurter Bank (vgl. hierzu: 
Länderbericht — Griechenland, Juli 
1962, S. 49) erfolgten im Jahre 1961 
10®/o der gesam ten westdeutschen 
Bezüge griechischer Produkte über 
den Ostblock. Griechische Baum­
wolle wurde sogar zu fast 90 "/o aus 
dem Osten bezogen.

Zu den negativen Auswirkungen 
des Osthandels auf Griechen­
land gehören schließlich u. a.: die 
schlechte Q ualität der meisten ost­
europäischen W aren, die Nichtein­
haltung der vereinbarten Liefer­
fristen und die Schwierigkeit der 
Beschaffung von Ersatzteilen.

COMECON- u n d  E W G -E ntic icklung  
bestim m en  Z u k u n ft

Die im Rahmen der Assoziierung 
Griechenlands mit der EWG den 
griechischen Agrarprodukten auf 
dem Gemeinsamen M arkt zugespro­
chenen Begünstigungen haben be­
reits eine Umorientierung des grie­
chischen Außenhandels hervorgeru­
fen. So w ar der Außenhandel Grie­
chenlands mit den Ostblodcländern 
schon im ersten Q uartal des Jahres 
1963 gegenüber der Vergleichszeit 
1962 rückläufig. Die Einfuhr ging 
von 14,1 Mill. $ auf 13,0 Mill. $, 
die Ausfuhr von 21,9 Mill. S auf
20,2 Mill. $ zurück.

Ob dieser Trend weiterhin ab­
nehmend verlaufen wird, hängt 
nicht nur davon ab, ob die griechi­
sche W irtschaft die erforderlichen 
Umstellungen angesichts des neuen 
M arktes rechtzeitig vollziehen wird, 
sondern auch davon, ob die zur 
Autarkie tendierende W irtschafts­

politik des Ostens die im Rahmen 
des COMECON ausgearbeiteten 
„Grundsätze der sozialistischen in­
ternationalen A rbeitsteilung“ wird 
durchführen können. In diesem Zu­
sammenhang darf allgemein gesagt 
werden, daß sowohl die östlichen 
wie auch die westlichen Integra­
tionsbestrebungen auf die weitere 
Entwicklung des Ost-W est-Handels 
nicht ohne Einfluß sein werden.

O sthandeU förderung  — aber  
m it gezie lten  M a ß n a h m en

Im Hinblick darauf, daß sich Grie­
chenland in  der Phase des „take 
off“ seiner Entwicklung befindet.

in der relativ  hohe Kosten beim 
Funktionieren der W irtschaft ent­
stehen, ist Griechenland als ein 
Land, dessen Einfuhr nur zu 40 “/o 
(wie im Jahre 1962) durch Exporte 
gedeckt wird, darauf angewiesen, 
seinen Handel auch mit den Ost­
blockländern zu fördern.

Hierbei sollten allerdings im Rah­
men der bilateralen V erträge Rege­
lungen getroffen werden, die z. B. 
Reexportverbotklauseln beinhalten 
und das W eltm arktpreisniveau als 
Verrechnungsgrundlage bei den je­
weiligen Transaktionen akzeptie­
ren. (Pds.)

BRASILIEN: Einmütig für den Osthandel

B rasilien  zählt heute zu den weni­
gen Ländern Lateinamerikas, des­
sen Regierungsform auch im euro­
päischen Sinne als demokratisch 
bezeichnet werden kann. Die hier 
herrschende völlige Meinungsfrei­
heit äußert sidi auch in der Frage 
des Ost-West-Handels. Gegen ihn 
wenden sich lediglich wenige Poli­
tiker der rechten Flügel einiger 
Parteien und solche Presseorgane, 
die mit W ashington in enger Be­
ziehung stehen. Der W iderstand 
der katholischen Kirche richtet sich 
wohl gegen die Aufnahme diplo­
matischer Beziehungen, doch nicht 
gegen den Handel mit den kom­
munistischen Ländern. Selbst die 
konservativen Schichten der Ge­
sellschaft — Großgrundbesitzer, In­
dustrielle und Kaufleute — haben 
sich paradoxerweise positiv zum 
W arenaustausch mit dem Osten 
geäußert.

H o ffn u n g  a u f  n eue  M ärkte

Diese fast einmütige Stellung­
nahme für solche Kontakte ist in 
gleicher W eise wirtschaftlich, poli­
tisch und sozial bedingt. Die w irt­
schaftlichen Ursachen liegen auf 
der Hand. Die Außenhandelsbilanz 
verzeichnet seit 1951 ständig ein 
Defizit. Die brasilianische Ausfuhr 
besteht zu 64—86 ”/o aus Holz, eini­
gen Mineralien, Leder, Baumwolle 
und aus Lebensmitteln — Kaffee, 
Kakao —, deren Absatz in die ge­
sättigten westlichen Länder immer 
schwerer wird. Der Kaffee allein

repräsentiert 35—74 “/o der Ex­
porte. Zur Zeit, als in Brasilien am 
meisten über den Ost-West-Handel 
debattiert wurde, erreichten die 
Kaffee-Einfuhren der kommunisti­
schen Länder nur folgende Anteile: 
deutsche Sowjetzone 0,89 Vo, So­
wjetunion 0,13 ”/o, Polen 0,43 Vo, 
Ungarn 0,63 “/o, Tschechoslowakei 
0,39 Vo. Im gesamten Welthandel 
war dieses Produkt zwischen 1946 
und 1961 jedoch mit durchschnitt­
lich 1,63 Vo vertreten. Der ungesät­
tigte Bedarf der O ststaaten scheint 
also große Prospekte zu bieten. 
Gleichzeitig erw artete man von 
den Ostblockstaaten die Lieferung 
von Ausrüstungsgütern und Brenn­
stoffen. Bei der intensiven Indu­
strialisierung des Landes kann der 
Bedarf an solchen Produkten aus 
den westlidien Ländern nur durch 
ein schweres Opfer in harter Wäh­
rung befriedigt werden.

Nachdem 1950 der erste Vertrag 
mit einem kommunistischen Land 
(Tschechoslowakei) abgeschlossen 
wurde, sind inzwischen Handels­
beziehungen mit fast allen Staaten 
des Ostblocks angeknüpft worden. 
Seit der Quadros-Krise wurden 
auch Handelsmissionen mit Kon­
tinentalchina ausgetauscht. Die Be­
ziehungen zur Sowjetzone schlu­
gen sich in dem ersten formell 
unterschriebenen Abkommen zwi­
schen dem Banco do Brasil und 
der Deutschen Notenbank nieder 
(23.9.1958), dem am 15.12.1959 
ein neuer H andelsvertrag zwischen
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der Deutschen Notenbank und der 
Brasilianischen N ationalbank für 
Wirtschaftliche Entwicklung folgte. 
Das Gesprächsprotokoll, das am 
28.5. 1961 in Ostberlin durch die 
Joäo Dantas-Mission unterschrie­
ben wurde, löste jedoch wegen der 
möglichen staatsrechtlichen Impli­
kationen eine scharfe Diskussion 
in der brasilianischen Presse aus 
und führte zum Rücktritt des Ge­
neralsekretärs des Außenministe­
riums. ,

Die vertraglichen Regelungen der 
Handelsbeziehungen Brasiliens mit 
dem O sten w erden seit Ende 1962 
durch ein interministerielles Organ 
(COLESTE) überwacht, dem auch 
die Förderung des Ost-W est-Han­
dels obliegt. W enngleich der An­
teil der Gebiete, die sich heute 
unter kommunistischer Herrschaft 
befinden, am brasilianischen Außen­
handel die Rekordhöhe von 1913 
(7,8 “/o bei der Einfuhr und 9 "/» bei 
der Ausfuhr) nicht wieder erreicht 
hat, stieg er doch von 1957 bis 
1961 von 2,8 “/o auf 4,8 Vo (Einfuhr) 
bzw. 3 “/o auf 5,3 “/o (Ausfuhr).

Trotz dieser Erweiterung des 
Handelsvolumens haben sich die 
hochgesteckten brasilianischen Er­
wartungen bisher nur zum Teil 
erfüllt. Nicht nurverscheint der Um­
fang des bisherigen W arenaustau­
sches gemessen an den Möglichkei­
ten als zu gering, auch blieb in den 
m eisten Fällen die W arenbilanz 
passiv. Man übersieht natürlich 
nicht die Schwierigkeiten, die sich 
immer beim V erkehr zwischen 
Staatshandel und freiem Handel 
ergeben. Vorwürfen an die so­
wjetische Adresse, die Russen seien 
zu Konzessionen nur dann bereit.

wenn das allgemeine politische 
Klima für sie ungünstig sei, stehen 
Äußerungen Polens gegenüber, 
durch die Brasilien autarkistischer 
Bestrebungen beschuldigt wird. 
Doch sind die beiderseitigen stän­
digen Bemühungen um eine raschere 
Ausdehnung des Handelsverkehrs 
nicht ohne Erfolg geblieben. Dafür 
zeugte zuletzt das nach dreimonati­
gen Verhandlungen im April die­
ses Jahres mit .der Sowjetunion 
abgeschlossene Handels- und Zah­
lungsabkommen, in dem eine Er­
höhung des Handelsvolumens, das 
1962 etwas über 70 Mill. $ erreicht 
hatte, auf 160 Mill. $ im ersten 
Jah r und auf 200 Mill. $ und 225 
Mill. $ in den beiden folgenden 
Jahren  vorgesehen wurde.

B um era n g w irku n g  der  
U S-Propaganda

W enn Brasilien positiv zum Ost­
handel eingestellt ist, entspringt 
solche Haltung auch einer A ver­
sion gegen manches Nordameri­
kanische. Die große „brain-washing- 
Aktion" der USA während des 
letzten Krieges, durch die es ihr 
schließlich gelang, Brasilien zur 
Aufgabe seiner Neutralität zu ver­
anlassen, hat die Wirkung eines 
Bumerangs gehabt. Jene pro-russi­
sche Propagandawelle ist nicht 
ohne nachhaltige Wirkung gerade 
auf die junge Generation an den 
Hochschulen gewesen, die sich 
heute in Schlüsselstellungen befin­
det und geneigt ist, nach Lösungen 
sowjetischen Musters zu suchen. 
W eiter hat die Ungarn-Krise das 
verbliebene V ertrauen in den W ert 
amerikanischer Hilfsversprechen zu­
tiefst erschüttert.

K om m un is tischer  
„ dem onstra tion  e ffe c t“

Schließlich haben auch die schwe­
ren sozialen Probleme des Landes, 
die der einheimische „Frühkapi­
talismus" bis je tzt nicht zu lösen 
vermochte und die sich in  der 
Verteilung des Nationaleinkom­
mens, der Schulbildung, im Ge­
sundheitswesen u. a. äußern, dazu 
beigetragen, daß die Erfolge der 
kommunistischen W elt gerade auf 
diesen Gebieten, die doch in ver­
hältnismäßig kurzer Zeit erzielt 
w orden sind, h ier einen stärke­
ren „demonstration effect" hatten, 
als man normalerweise erwarten 
könnte.

Die hohen Soziallasten, die man 
etwa im Falle der schnellen Indu­
strialisierung durch konununistische 
W irtschaftsplaner tragen müßte, 
schrecken die große Masse der Be­
völkerung, die m ateriell fast nichts 
zu verlieren hat, keineswegs. Trotz 
der Abschaffung der Sklaverei 
kommt die kolonialistische Men­
talitä t auf fast allen Gebieten des 
öffentlichen und privaten  Lebens 
immer noch zur Geltung,- typischer 
Beweis ist die gegenseitige säku­
lare Ausbeutung durch die Infla­
tion, so daß die Bevölkerung sich 
an diese A rt von Exploitation ge­
wöhnt hat und auch auf andere 
totalitäre staatliche Mißbräuche in 
der Zukunft vorbereitet ist.

W as hier über Brasilien gesagt 
wurde, gilt im großen und ganzen 
auch für die anderen lateinam eri­
kanischen Länder. Denn die für die 
Stellungnahme gegenüber dem Ost- 
W est-Handel bedeutsam en Faktoren 
sind fast überall die gleichen. (6-y)
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